Freddy CREMER (ProDG)
PDG, 11. Dezember 2023                                                      Es gilt das gesprochen Wort!
Haushaltsberatungen im Dezember 2023  (Ausschuss I)
Sehr geehrter Herr Präsident,
werte Kolleginnern und Kollegen aus Regierung und Parlament

In der letzten Sitzungsperiode einer Legislaturperiode sind die Debatten über die Regierungserklärung und über den von der Regierung hinterlegten Haushaltsentwurf immer von herausragender Bedeutung.
Die im Juni 2024 anstehenden Wahlen werfen ihre Schatten voraus. Das war vor einigen Monaten der Fall, als wir über die letzte Regierungserklärung dieser Legislatur diskutierten und das wird mit Sicherheit auch der Fall in den kommenden vier Tagen sein.
Im September hat Ministerpräsident Paasch nicht nur die anstehenden Initiativen für die letzte Sitzungsperiode präsentiert, sondern gleichzeitig auch Bilanz gezogen. Bis zum Ende der Legislatur werden, so der Ministerpräsident, insgesamt 90 Prozent der Vorhaben verwirklicht sein, die diese Mehrheit sich 2019 auf die To-do-Liste geschrieben hatte.
„Das ist kein besonderes Verdienst“ wird die Opposition einwerfen, denn schließlich ist die Regierung ja dafür da, das im Koalitionsabkommen festgelegte Programm während fünf Jahren Schritt für Schritt umzusetzen. Richtig, normalerweise ist das so. Aber in dieser Legislatur war kaum etwas „normal“, ‚Business as usual‘ hat es in dieser Legislatur kaum gegeben.
Seit März 2020 haben kumulierte Krisen – Gesundheitskrise, Hochwasserkatastrophe, Flüchtlingskrise und Energie- und Inflationskrise – auch in unserer Gemeinschaft bedeutende Auswirkungen gehabt. Das ursprüngliche Regierungsprogramm wurde aber keineswegs über Bord geworfen. Im Gegenteil, die Regierung hielt an allen Reformvorhaben fest und erweitere dieses Programm bereits im September 2020 um wesentliche Punkte, denn die Covid-19-Krise wirkte wie ein Ideenbeschleuniger und zeigte deutlich, in welchen Bereichen großer Handlungsbedarf besteht.
Dieses „politische Addendum“ war nur deshalb problemlos möglich, weil die Regierung ihr gesamtes Regierungshandeln an einem politischen Masterplan, dem Regionalen Entwicklungskonzept, ausrichtet. Dank dieses politischen Navigationssystems konnten trotz aller Krisen ein politischer Schlingerkurs verhindert und erforderliche programmatische Anpassungen vorgenommen werden.
Diese 20 Reformprojekte muss ich heute nicht nochmals detailliert auflisten; das haben wir an dieser Stelle bereits oft diskutiert.
In der letzten Haushaltsdebatte einer Legislatur wird Kassensturz gemacht, die Endbilanz wird vorgelegt und es wird „abgerechnet“; sowohl im finanzpolitischen Sinne und manchmal eben auch im politischen Sinne, vor allem dann, wenn die Opposition mit der Mehrheit hart ins Gericht geht.
Einen Vorgeschmack darauf hat uns Kollege Balter ja bereits in der Plenarsitzung vom 25. September 2023 im Rahmen der Aussprache über die Regierungserklärung geliefert. Er glaubte bei der Mehrheit eine Angst vor dem Wählervotum zu diagnostizieren, weil nie zuvor „solche Schuldenberge angehäuft wurden“. Er meinte, dass die Regierung mit dem „Schuldenminister“ Paasch sich alles schönrede,
„sich hinter den Krisen verstecke“ und dass die „dilettantische Erklärung, dass man selbst für nichts kann“ immer öfter herhalten müsse.
Werte Kolleginnen und Kollegen, ursprünglich wollte ich in meiner heutigen Stellungnahme nicht erneut den Fokus auf das Thema der Investitionspolitik – Vivant spricht von Schulden – legen, aber Kollege Balter lässt mir keine Wahl. Und auch die in der CSP-Pressekonferenz gemachten Aussagen bestärken mich in diesem Vorhaben. Es gibt noch viel Klärungsbedarf.
Blicken wir kurz zurück. Ein Oppositionspolitiker mag der DG-Regierung ja so manches vorwerfen, aber ich denke, dass auch sie meine Einschätzung teilen, wenn ich behaupte, dass weder die Corona-Pandemie noch die Flutkatastrophe noch die Flüchtlingskrise noch die Inflation- und Energiekrise ihre Ursachen in der DG haben und die Regierung somit dafür auch nicht ursächlich verantwortlich gemacht werden kann.
Aber die Maßnahmen, die sie zur Bekämpfung der sozio-ökonomischen Folgen dieser Krisen ergriffen wurde, tragen unmissverständlich die Handschrift dieser Regierung und dieser Mehrheit, die dafür die volle Verantwortung übernehmen. Die Hilfsmaßnahmen hätten nicht zwingend in diesem Umfang geschnürt werden müssen. 
Die Regierung nutzte das gesamte Arsenal der DG-Zuständigkeiten, um allen betroffenen Organisationen, Vereinen, Betrieben und Institutionen in diesen Krisenzeiten schnell, unbürokratisch und effizient zu helfen und zu unterstützen. Insgesamt wurden 300 Millionen Euro dafür aufgebracht. 
Den Folgen dieser kumulativen Krisen konnte nicht mit homöopathischen Mitteln oder kosmetischen Hilfsangeboten begegnet werden.
Frei nach dem Motto des ehemaligen deutschen Bundeskanzlers Willy Brandt: „Es soll sich die Politik zum Teufel scheren, die - um welcher Prinzipien auch immer - den Menschen das Leben nicht leichter zu machen sucht.“ 
Die Regierung der DG hat sich bewusst für diese finanzpolitische „Generalmobilmachung“ entschieden. 
Wenn Sie mit diesen Hilfsmaßnahmen nicht einverstanden sind, dann sagen sie uns und den Bürgern und Bürgerinnen in unserer Gemeinschaft – den Menschen da draußen - klar und deutlich, auf welche Hilfsmaßnahmen sie denn verzichtet hätten.
Unterstützungsmaßnahmen in einem solchen Umfang konnten nicht aus der Portokasse finanziert werden.
Aus finanzpolitischer Sicht führte dies zu einer Zäsur oder zu einem Paradigmenwechsel in unserer Gemeinschaft.
In diesem radikal veränderten Kontext zeigte die Regierung nur wenige Monate nach Ausbruch der Corona-Pandemie Flagge und legte eine neue finanzpolitische Strategie fest. Ganz bewusst stellte die Regierung den Imperativ des Helfens über das Ziel des Haushaltsgleichgewichts.
Daher verabschiedete die Regierung sich vorübergehend vom ausgeglichenen Haushalt und griff in den Krisenjahren auch auf Anleihen zur Finanzierung von laufenden Ausgaben zurück. Da ist die Regierung nicht in irgendetwas „hineingeschlittert“, so wie ein Autofahrer auf vereister Straße die Kontrolle über sein Fahrzeug verliert.
Da manche Oppositionskollegen schon mal an selektiver Amnesie leiden sei nochmals daran erinnert, dass es der Regierung gelungen war, für die Jahre 2018 und 2019 einen strukturell ausgeglichenen Haushalt zu schnüren. Und auch für das Jahr 2020 wurde ein strukturell ausgeglichener Haushalt hinterlegt.
Aber unter den radikal veränderten Voraussetzungen musste sich auch unsere Regierung  - vorübergehend - vom ausgeglichenen Haushalt verabschieden. 
Dies war aber von Anfang an als finanzpolitisches Intermezzo gedacht. Die schnellstmögliche Rückkehr zum ausgeglichenen Haushalt war das erklärte Ziel, das in zwei Etappen erreicht werden sollte: zuerst die Rückkehr zum ausgeglichenen Haushalt in den laufenden Ausgaben, dann der strukturell ausgeglichene Haushalt nach strengen EU-Vorgaben und ohne Neutralisierung von Infrastrukturausgaben.
Die Regierung beschränkte sich aber keineswegs auf bloßes Krisenmanagement, sondern entwarf in der Krise ein Infrastruktur-Investitionsprogramm in einem bis dahin in unserer Gemeinschaft nie gekanntem Umfang von 600 Millionen Euro. Sich nicht in eine Krisenzwangsjacke pressen lassen und in der Krise ein Konjunkturprogramm dieses Umfangs zu entwerfen, zeugt m.E. von politischer Weitsicht, von nachhaltiger und strategischer Politikgestaltung und großem Mut.
Unterstützt wurde diese Politik durch EU-Konjunkturprogramme und durch das befristete Aussetzen der strengen EU-Buchhaltungsnormen.
Die entscheidenden Fragen sind: Sind diese Investitionen sinnvoll und notwendig? Tragen diese Investitionen zur Lebensqualität der Menschen in Ostbelgien bei? 
Ich beantworte diese Fragen mit einem eindeutigen JA. JA, denn in Schulen und Bildungsgerechtigkeit investieren, heißt in die Zukunft junger Menschen zu investieren. JA, denn in den Glasfaseraufbau investieren, heißt den Wirtschaftsstandort Ostbelgien sichern und stärken. JA, denn in Klimaschutz investieren, heißt eine lebenswerte Welt für kommende Generationen schaffen. JA, denn in Kinderbetreuung investieren, ist eine wesentliche Unterstützung unsere Familien. JA, denn in Gesundheitsversorgung und in Pflegestrukturen investieren, heißt sich für generationsübergreifende Solidarität einzusetzen.
Alle diese Investitionen sind nachhaltig, tragen zur gesellschaftlichen Kohäsion bei und machen die Deutschsprachige Gemeinschaft resilienter gegen kommende Krisen. Man muss über das Heute hinausschauen und die Interessen und Chancen kommender Generationen im Blick haben. Das ist im wahrsten Sinne des Wortes weitsichtige Politik.
Die Regierung war nicht verpflichtet nur wenige Monate nach Ausbruch der Corona-Krise ein auf 10 Jahre angelegtes 600 Millionen starkes Infrastruktur-Investitionsprogramm aufzustellen. Die Entscheidung für dieses Konjunkturprogramm und dieser nachhaltigen Investitionen in den Standort Ostbelgien war eine ganz bewusste Entscheidung dieser Regierung und der sie tragenden Mehrheit.
Und ich wiederhole meine eben gemachte Aussage. Wenn sie mit diesem Investitionsprogramm nicht einverstanden sind, dann sagen sie uns und den Bürgern und Bürgerinnen in unserer Gemeinschaft klar und deutlich, welche Investitionen nach ihrer Lesart überflüssig sind und auf welche Projekte sie verzichten würden. Etwa auf Infrastrukturprojekte im Bildungsbereich, oder im Gesundheitsbereich, oder im Sozialen Wohnungsbau, oder im Bereich der Kleinkindbetreuung oder in Klimaschutzmaßnahmen. 
All diese Investitionen sind Investitionen in die Zukunft unserer Gemeinschaft. Die fatalste und folgenschwerste Entscheidung, die die Regierung hätte treffen können, wäre die gewesen, auf diese Investitionen zu verzichten. Nichts würde kommende Generationen mehr belasten, wenn diese Investitionen nicht getätigt würden. Nichts würde die Zukunftschancen kommender Generationen mehr gefährden, wenn heute auf diese Investitionen verzichtet würde.
Frau Kollegin Creutz, diese Investitionspolitik kommt auch und gerade den Gemeinden zugute. In ihrer PK der vergangenen Woche stellten Sie die ausufernde Ausgabenpolitik der Gemeinschaft der sparsamen Finanzpolitik der Gemeinden gegenüber. Und in der Donnerstag-Ausgabe des GrenzEcho wurde berichtet, dass die Gemeinde Raeren „vor Finanzkraft strotzt“. Frau Creutz, wenn das so ist, dann ist das auch maßgeblich auf die Investitionspolitik der Gemeinschaft zurückzuführen. Fragen Sie doch bitte den Bürgermeister von Raeren, wer denn beispielsweise den Löwenanteil von 80 Prozent an der Finanzierung der geplanten neuen Grundschule in Lichtenbusch trägt. Das ist doch die Gemeinschaft, die dieses Projekt mit über 8 Millionen Euro bezuschusst. 
Ein zweites Beispiel, diesmal aus Eupen. Ist es nicht die Gemeinschaft, die den 5 Millionen teuren Neubau der Sporthalle am König-Baudouin-Stadion in Eupen mit sogar 90 Prozent bezuschusst? Ist es nicht die Gemeinschaft, die den Wiederaufbau der Eupener Tennisanlage nach der Hochwasserkatastrophe finanzierte? Und war es nicht die Regierung, die der Stadt Eupen nach der Flutkatstrophe über 25 Millionen Euro zur Verfügung stellte, damit die Finanzkapazität der Gemeinde erhalten bleibt? Fragen Sie doch die Eupener Bürgermeisterin wie sie diese Direkthilfe und diese Investitionspolitik der Gemeinschaft einschätzt.
Ich könnte diese Liste beliebig fortsetzen. Insgesamt bezuschusst die DG in den Jahren 2023 und 2024 313 Infrastrukturprojekte mit insgesamt 200 Millionen Euro. Diese meist kommunalen Projekte sind doch nur möglich, weil die Gemeinschaft diese, nach eingehender Konzertierung mit den Gemeinden, in großem Umfang bezuschusst.
Frau Creutz, vor allem dank dieser Investitionen stehen die Gemeinden auf finanziell gesunden Beinen.  Aber auch, weil die Gemeindedotation in diesem Jahr rekurrent um 20 Prozent und die Straßenbaudotation um 33 Prozent erhöht wurden und auch die inflationsbedingten Mehrkosten für kommunale Infrastrukturprojekte von der Gemeinschaft bezuschusst werden. Sie erinnern sich bestimmt, Frau Kollegin, das sind Investitionen, von denen sie im vergangenen Jahr sagten: „Viel Lärm um nichts!“ Fragen Sie doch bitte die ostbelgischen Bürgermeister, ob sie das auch so einschätzen.
Die Gemeinschaft unterstützt die Gemeinden in großem Umfang, wo sie nur kann. Und das ist gut so, das betone ich ausdrücklich. 
Dafür hat sich die DG verschuldet.
Sie, werte Kollegen der Vivant-Fraktion, sagen, dass die Schulden von heute, die Steuern von Morgen sind. Ich sage, dass die Investitionen von heute die Lebensqualität und die Lebenschancen der Menschen von morgen sind. 
Das sind diametral entgegengesetzte Standpunkte. So sehr ich für den politischen Konsens und Kompromiss bin, sehe ich dennoch in dieser Frage nicht den Hauch einer Chance, dass wir uns in der Mitte treffen könnten. Hier geht es nicht um Wortklauberei oder um terminologische Spitzfindigkeiten; hier geht es um diametral unterschiedliche Auffassungen von Politikgestaltung in unserer Gemeinschaft.
Auf dem Finanzmonitor der DG kann jeder Interessierte sich über die Verbindlichkeiten und den Schuldenstand der Deutschsprachigen Gemeinschaft informieren. Diese Schuld beläuft sich heute auf 769 Millionen Euro (Finanzmonitor der DG, Stand 11.12.2023: Finanzverbindlichkeiten: 888.366.411 Euro / Banksalden: 119.093.866 Euro). Dieser Schuld stehen aber seit der Einführung des Instruments des Infrastrukturplans im Jahr 2001 Investitionen in Infrastrukturprojekte, also in bleibende Werte, in Höhe von 1,7 Milliarden Euro gegenüber.
In diese Schuld von 769 Millionen Euro sind die DG-Regierung und die sie tragende Mehrheit keineswegs hineingeschlittert und es bedarf auch keiner – wie Sie Herr Balter meinen - dilettantischen, amateurhaften Erklärungsversuche, um diese Schuld schönzureden.
Und es stimmt schon gar nicht Herr Balter, wenn sie sagen, dass sich die Regierung in die Ausrede flüchte, „dass man selbst dafür nichts kann.“
Die Wahrheit ist diametral umgekehrt. 
Die Regierung hat sich ganz bewusst für diesen finanzpolitischen Kurs entschieden und dafür, vorübergehend auf den ausgeglichenen Haushalt zu verzichten und Anleihen aufzunehmen, um diese Investitionen zu tätigen. 
Gleichzeitig hat sie aber auch von Anfang an klar und deutlich gesagt, dass sie so bald wie möglich zum ausgeglichenen Haushalt zurückkehren will.
Und der hinterlegte Doppelhaushalt für die Jahre 2024 und 2025 belegt, dass ihr das für den laufenden Haushalt 2025 und für den strukturellen Haushalt am Ende der kommenden Legislatur gelingen wird. Die Deutschsprachige Gemeinschaft ist der einzige belgische Gliedstaat, der dies erreichen wird. „Das ist die Weitsicht der Regierung Paasch!“, um nochmals einen Vivant-Satz zu zitieren.
Anstatt wie Vivant die Angst vor einem Steuer-Tsunami zu befeuern, investiert die Regierung Paasch in die Zukunft der Menschen.
Herr Balter, Sie werfen doch immer der Regierung vor, nicht die ganze Wahrheit zu sagen und daher müsse man immer genau hinhören, um das Nichtgesagte zu hören.
Bevor sie der Regierung diesen Vorwurf machen, müssten sie sich eigentlich zuerst an die eigene Nase fassen. Sie sagen den Menschen, dass die Schulden der DG gestiegen sind. Aber bitte sagen Sie den Menschen auch, was mit diesen Anleihen gemacht wird?
Fragen sie doch die Menschen, ob diese Hilfsmaßnahmen und diese Investitionen unnötig waren und sind. Schulden müssen sich doch immer daran messen lassen, wofür sie aufgenommen werden. Das ist genau wie ein Unternehmen, das viel Geld in die Hand nimmt, um seine Produktion auszubauen und somit seine Chancen und seine Position auf dem Markt zu stärken. Unsere Regierung investiert zwar nicht in den Ausbau von Produktionsstätten, aber sie investiert in den Bildungsstandort, den Gesundheitsstandort, den Familienstandort, den Kulturstandort, den Beschäftigungsstandort… Kurz, sie investiert in den Lebensstandort OSRBELGIEN und in die Lebensqualität aller Ostbelgier.
Aber das werden sie mit Sicherheit den Menschen nicht sagen, denn, wenn sie dies tun würden, würden die Menschen sehen, dass diese Regierung eine langfristige und nachhaltige Entwicklungsstrategie für unsere Gemeinschaft hat. 
Sie beschränken sich darauf, in Zeitungsanzeigen die gestiegene Nominalschuld in einprägsamen Diagrammen darzustellen und in großen Balken vor einem angeblichen Steuermoloch zu warnen.
Abschließend möchte ich Kollegen Balter persiflieren. Liebe Bürger und Bürgerinnen, misstrauen sie diesen inhaltsleeren demagogischen Parolen von Vivant, misstrauen sie dieser simplen Oppositionsrhetorik und hören sie genau hin auf das, was ihnen von Vivant ganz bewusst verschwiegen wird.
Freddy CREMER (ProDG-Fraktion)
PDG, 11. Dezember 2024







